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Veränderte Begriffsinhalte im sowjetischen Steuersystem
Dipl. Volksw. Erik Boettdier, Kiel

Die ökonomische Theorie ist eine Disziplin, die 
unter ganz speziellen historischen Gegebenheiten 

entwickelt worden ist, d. h. in einer Zeit, die gemein­
hin als die kapitalistische bezeichnet wird. Der theo­
retische Begriffsapparat, mit dem der Ökonom heute 
arbeitet, entspricht allein der W irtschaftsordnung 
dieser Zeit, der Verkehrswirtschaft, die bei aller 
Mannigfaltigkeit ihrer historisch gegebenen Erschei­
nungsformen das eine Grundprinzip ihres W esens 
beibehält: der funktionale Zusammenhang zwischen 
Produktion und Verteilung und die Interdependenz 
ihrer einzelnen Teilgrößen. Jedes Urteil über eine 
andere Wirtschaftsordnung, hier im speziellen über 
die in der Sowjetunion verwirklichte, das diesen ein­
fachen Tatbestand außer acht läßt, insbesondere nicht 
untersucht, inwieweit die Begriffe nicht in ihrem Sinn 
verändert worden sind — auch wenn sie dem W orte 
nach mit den in der Verkehrswirtschaft verwendeten 
übereinstimmen —, trägt den Keim von Fehlschlüssen 
in sich. Einer Behandlung des sowjetischen Steuer­
systems muß deshalb notwendigerweise eine Dar­
stellung der W irtschaftsordnung vorausgehen, aus der 
heraus Zahlungen an den Staat erst ihrem Sinngehalt 
nach verständlich werden können.

KONSEQUENZEN DER ZENTRALGELEITETEN WIRTSCHAFT 

Der grundsätzliche Unterschied der zentralgeleiteten 
W irtschaft gegenüber der Verkehrswirtschaft besteht 
darin, daß in der ersteren Produktion und Verteilung 
zu voneinander unabhängigen Teilvorgängen werden. 
Ein Staat,, auf den die gesamte Verfügungsgewalt 
über die Produktionsmittel übergegangen ist, hat es 
in der Hand, die gesamte Produktion formal an­
zuordnen, es besteht also kein primäres Finanzie­
rungsproblem. Indem die Produktion zu einem Ver­
w altungsakt geworden ist, besteht auch keine zwin­
gende Notwendigkeit, das Geld beizubehalten. Die 
Zentrale kann denjenigen Teil des Sozialproduktes, 
den sie in Gestalt von Konsumgütern freigeben will, 
mit Hilfe von Bezugsscheinen, Listen oder auf eine 
andere beliebige W eise verteilen. Um aber den 
individuellen Bedürfnissen der einzelnen Wirtschafts­
subjekte besser Rechnung tragen zu können bzw. um 
den Tausch zwischen einzelnen Konsumenten aus­
zuschalten, wird es zweckmäßiger sein, anonyme 
Anteilscheine auszugeben, die den Einzelnen zu dem 
Bezug eines nicht näher bestimmten Teiles des Sozial­
produktes berechtigen. Man kann solche Scheine dann 
auch Geld nennen. Da für den Erwerb einzelner Güter, 
je  nach dem unterschiedlichen Arbeitsaufwand, der zu 
deren Erstellung erforderlich war, eine verschiedene 
Anzahl dieser Scheine wird gefordert werden müssen, 
kann man auch von einer Bewertung in  Gestalt von 
Preisen sprechen. Mit der Verwendung eines solchen 
Geldes wird zum mindesten eine gewaltige A rbeits­

erleichterung der Zentrale erreicht, ohne daß am 
Prinzip der W irtschaftsordnung etwas geändert wor­
den wäre. Die V erteilung bleibt der Produktion 
w eiterhin nachgeordnet, letztere kann weiterhin nach 
globalen Zielen und Zwecken des S taates geplant 
und durchgeführt werden, allein begrenzt durch natür­
liche in der Volkswirtschaft vorhandene Hilfsmittel, 
Produktionsmittel und Arbeitskräfte. Eine W irkung 
auf die Produktion kann w eder vom Gelde noch von 
den Preisen ausgehen. Um etwaigen Änderungen in 
den Bedürfnissen der Konsumenten Rechnung zu 
tragen, kann die Zentrale trotzdem mit Preisänderun­
gen oder mit Produktionsanpassung bei einzelnen 
Gütern reagieren und auf diese W eise den Gleich­
gewichtspreis ermitteln.
Infolge der Beschränkung des Geldes auf die V er­
teilungssphäre allein w äre es zweckmäßiger, dieses 
Geld „Konsumentengeld" zu nennen, um es damit be­
grifflich von dem Geld der Verkehrswirtschaft ab­
zusetzen. Die Zentrale hätte in der Planung der V er­
teilung allein darauf zu achten, daß sich genau soviel 
Geld im Umlauf befindet, als zum Kauf des von ihr 
für die Verteilung bestimmten Teiles des Sozial­
produktes erforderlich ist. Dieses bedeutet nichts 
anderes als die Gleichheit von Lohnsumme und 
Preissumme.

DIE PLANTYPISCHEN ZAHLUNGEN AN DEN STAAT 

W enn nun angenommen wird, daß der Staat keine 
Funktionäre zu erhalten braucht und nur Konsum­
güter herstellt, so findet ein Geldkreislauf allein 
zwischen Produktionsstätten und Verkaufsstellen statt. 
Die Produktionsstellen erhalten vom Staate eine 
genügende Menge Konsumentengeld zur Bezahlung 
der Arbeitskräfte, und die V erteilungsstellen benötigen 
eine entsprechende Menge Geldes zum Erwerb dieser 
Güter von den Produktionsstätten. Sind diese Stellen 
mit Geldmitteln versorgt, so bedarf es keiner zen­
tralen Einmischung des S taates mehr, es sei denn zu 
Kontroll- und Regulierungszwecken. Da in einer 
solchen W irtschaft allein Lohnkosten auftreten, ge­
wonnene Rohstoffe und Halbfabrikate zwischen den 
einzelnen Betrieben zu den in diesen enthaltenen 
Lohnkosten abgegeben werden, sich also wiederum 
in Lohnkosten auflösen lassen, rollt der Verteilungs­
prozeß selbsttätig ab. Hierbei sind keine Zahlungen 
an den Staat notwendig, solange die Gleichheit von 
Lohnsumme und Preissumme gew ahrt bleibt, die 
wiederum mit der Gesamtkostensumme identisch ist. 
Das bedeutet natürlich nicht, daß jedes Gut zu den in 
ihm enthaltenen Lohnkosten abgegeben werden muß. 
Der Preis eines Gutes kann durchaus unter die zu 
dessen Erstellung notwendigen Kosten gesenkt w er­
den, wenn sta tt dessen der Preis eines anderen Gutes 
entsprechend erhöht wird.
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Das hier entworfene Bild ändert sich sofort in dem 
Augenblick, in dem der Staat dazu übergeht zu 
investieren. Da die Investitionsgüterindustrie gleich­
falls zur Entlohnung ihrer A rbeitskräfte mit Kon­
sumentengeld versorgt werden muß und infolge­
dessen die Arbeitskräfte der Konsumgüterindustrien 
sich mit ihren Kameraden aus den Investitionsgüter­
industrien in den konsumablen Teil des Sozialpro­
duktes werden teilen müssen, kann das V erteilungs­
problem nur gelöst werden, wenn der Preisansatz für 
Konsumgüter über deren Kosten liegt. In dem Aus­
maß, in dem der Staat investiert und Funktionäre in 
Verwaltung, Armee usw. unterhält, wird eine Spanne 
zwischen Herstellungskosten und Verkaufspreisen für 
Konsumgüter zwangsläufig angesetzt werden müssen. 
Aus dieser Differenz sammeln sich dann bei den 
Betrieben Geldsummen an, die in der Sowjetunion 
Gewinne genannt werden, obwohl sie nichts über den 
Erfolg eines Betriebes aussagen. Diese Gewinne 
müssen notwendigerweise an die Zentrale abgeführt 
werden, soll die Permanenz des Kreislaufs gewahrt 
bleiben.
Die Sowjetunion löst dieses Problem in Gestalt von 
drei Zahlungen. Von einem jeden verkauften Gut 
muß ein bestimmter Betrag dem Staate gutgeschrieben 
werden, und die hieraus resultierenden Geldsummen 
w erden laufend an den Staatshaushalt überwiesen, 
und zwar unter der Bezeichnung der sowjetischen 
Umsatzsteuer. Die Umsatzsteuer erfaßt aber die Diffe­
renz zwischen Preis und Kosten nicht voll, so daß der 
Betrieb am Ende der Periode in seiner Bilanz noch 
eine Summe über seinen Kosten ausweisen kann. 
Dieser Nettogewinn w ird dann von einer weiteren 
Zahlung, der sogenannten Gewinnabzweigung erfaßt, 
die aber einen Restbetrag für innerbetriebliche Ver­
wendung beläßt.
Soweit nun von der Zentrale den einzelnen Betrieben 
Kredite zur Verfügung gestellt w erden und diese 
dafür Zinsen abführen müssen, sind auch diese 
Zahlungen, dem hier dargestellten theoretischen 
Modell entsprechend, der Umsatzsteuer und der 
Gewinnabzweigung gleichbedeutend. Diese Feststel­
lung wird aus der Überlegung heraus getroffen, daß 
der Zins in seinem üblichen Sinngehalt abhängig ist 
von der Bewertung von Kapitalgütern und in seiner 
Höhe von dem Angebot privaten Sparkapitals, also 
zwei Voraussetzungen, die in der Sowjeunion nicht 
gegeben sind.
Als erstes Ergebnis des bisher Gesagten kann nun 
gefolgert werden, daß zur Lösung des Verteilungs­
problems in einer zentralgeleiteten W irtschaft mit 
Verwendung von Konsumentengeld Zahlungen von 
Betrieben der Konsumgüterindustrien an eine Zentral­
instanz notwendigerweise auftreten müssen, wenn der 
Staat investiert und Funktionäre unterhält. Die So­
wjetunion verw endet in diesem Zusammenhang drei 
Zahlungen: die Umsatzsteuer, die Gewinnabzweigung 
und Zinszahlungen an den Staat. Alle diese Zahlungen 
sollen hier als plantypische Zahlungen bezeichnet 
werden.

STEUER UND ViTIRTSCHAFTSRECHNUNG
Die Verwendung von Geld und der Ansatz von 
Preisen hat in der sowjetischen W irtschaft neben der 
Funktion innerhalb der Verteilung jedoch noch einen 
w eiteren Sinn, und zwar den, die Produktion kalku­
lierbar zu machen und die Kontrolle der Produktion 
wesentlich zu vereinfachen.
Da eine Bewertung von Sachkapital in der sowjeti­
schen Bilanz nicht stattfindet, ist diese nur eine 
Gegenüberstellung von Einnahmen und Ausgaben. 
Durch die Bemessung von Umsatzsteuer und Gewinn­
abzweigung wird der erzielte Gewinn bereits im 
Plan festgelegt und zwingt den Einzelbetrieb zu 
einer sparsamen Kostengestaltung. W ie bereits er­
wähnt, sagt dieser Gewinnbegriff jedoch über den 
Erfolg des Betriebes nichts aus. Dieser kann allein in 
einem Abweichen von dem Plangewinn infolge inner­
betrieblicher Maßnahmen erblickt werden. Oder anders 
ausgedrückt, der Erfolg wird allein in einem Soll-Ist- 
Vergleich als erreichter Meßziffer der durch inner­
betriebliche Rationalisierung gelungenen Senkung der 
geplanten Kosten abgelesen. Damit der einzelne 
Betrieb nicht in Qualitätsverschlechterung ausweichen 
kann, wird mit der Stelle, die die hergestellten Güter 
abnimmt, die Q ualität im voraus vertraglich festgelegt. 
Diese ist bei einer Qualität, die schlechter als die 
vereinbarte ist, berechtigt', Minderung zu verlangen 
oder die Abnahme gänzlich zu verweigern.
Beide Zahlungen, sowohl die Umsatzsteuer wie auch 
die Gewinnabzweigung, haben demnach den inner­
betrieblichen Sinn, über das Abrechnungswesen die 
Produktion an die Kostendeckung zu binden. Da das 
Gewinnstreben kapitalistischen Unternehmertums im 
sowjetischen System als Regulativ fehlt, wird über 
die Steuer ein indirekter Zwang zur sparsamen 
Kostengestaltung ausgeübt. Für die Senkung der 
Kosten sind Anreize mannigfacher A rt geschaffen 
worden, die den W ettbewerb in die Produktions­
sphäre verlagern und von denen hier nur das 
bekannte Stachanowsystem erwähnt werden soll. 
A ndererseits wird von dem nach Abzug der Umsatz­
steuer verbleibenden Nettogewinn nur ein beweglich 
gehaltener Prozentsatz in Gestalt der Gewinnabzwei­
gung abgeführt. Von diesem planmäßigen Gewinn­
anteil können 4 Vo, von dem durch Rationalisierung 
erzielten Gewinn, dem sogenannten überplanmäßigen 
Gewinn hingegen 50 Vo abgezweigt werden. Diese 
Summen fließen dem sogenannten Fonds des Direktors 
zu und können für soziale Einrichtungen im Betrieb 
verw andt werden.
Beide Zahlungen — Umsatzsteuer wie auch Gewinn­
abzweigung — sollen also die Leitung eines Betriebes 
zwingen, die geforderten Sollzahlen unbedingt zu er­
reichen. Vermag ein Betrieb die Umsatzsteuerbeträge 
nicht aufzubringen, so kann darin ein Versagen der 
Betriebsleitung bzw. U nrentabilität der Produktion 
gesehen werden. In diesem System bildet die Umsatz­
steuer das starre Instrument, das es dem Staat ermög­
licht, feste Zahlen in seine Disposition einzusetzen, 
die laufend seinem Haushalt zufließen. Die Gewinn-
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abzweigung, die am Schluß einer Periode erhoben 
wird, ist hingegen das elastische Instrument, das eine 
individuelle Einwirkung auf den Einzelbetrieb er­
möglicht.
Nach unserem eingangs dargestellten Modell in ideal­
typisch reiner Form können diese Zahlungen nur von 
den Konsumgüterindustrien getätigt werden. Da die 
Sowjetwirtschaft sich aber allein an das Prinzip der 
Gleichheit von Lohnsumme und Preissumme zu halten 
hat, um ein totales Gleichgewicht zu erzielen, können 
die Preise der Investitionsgüter auch in der Form 
festgesetzt werden, daß eine Spanne zwischen Preis 
und Kosten entsteht. Zur Vereinheitlichung des 
Abrechnungswesens und W ahrung einer gewissen 
Elastizität geschieht dieses auch. Die Investitions­
güterindustrien zahlen also auch Umsatzsteuer und 
Gewinnabzweigung. Diese Beträge treten aber in 
ihrer Bedeutung weit hinter denen der Konsumgüter­
industrien zurück, bei denen die Spanne zwischen 
Preis und Kosten bis zu 80 “/o des Preises beträgt.
Die Umsatzsteuer ist seit 1930 bis zum heutigen Tage 
die Haupteinnahmequelle des sowjetischen Haushalts. 
Die Steuerreform vom 2. September 1930 beseitigte 
ein ganzes Gestrüpp von Einzelsteuern und schuf 
Formen, wie sie in ihrem Grundprinzip nicht mehr 
geändert worden sind. Sie w ar nicht mehr und nicht 
weniger als ein Vollzug, in dem die Finanzpolitik der 
größeren W irtschaftspolitik angeglichen und gleich­
geschaltet wurde. W ie an dem eingangs dargestellten 
Modell gezeigt wurde, mußte sie zwangsläufig 
kommen, da nur Zahlungen in Gestalt von Umsatz­
steuer und Gewinnabzweigung geeignet sind, das 
Verteilungsproblem zu lösen.
Die quantitative Bedeutung der Umsatzsteuer wird 
aus der folgenden Tabelle klar ersichtlich.

Gesamteinnahmen und Umsatzsteuer 
im sowjetischen Staatshaushalt

Jah r
Einnahmen insg. 

in M rd. Rubel
U m satzsteuer U m satzsteuer in 
in M rd. Rubel der Gesam teinnahm en

1933 46,4 27,0 58,2
1934 58,4 37,6 64.3
1935 75,0 52,1 69,5
1936 94,3 65,7 69,6
1937 109.3 75.9 69,4
1938 127,4 80,4 63,1
1939 156,0 96,8 62,1
1940 183,9 108,6 59,0
1941 ' 217,0 124,0 57,1
1942 182,8 106,0 57,9
1943 210,0 71,0 33,8
1944 245,0 80,0 32,7
1945 305,0 150,0 49,1
1946 305,4 201,0 65,4
1947 385,2 259,9 71,1
1948 429,1 280,1 65,2
1949 446,0 295.8 63,1

Die Einnahmen aus der Umsatzsteuer bildeten in der 
Vorkriegszeit rund 60—70®/o der gesamten Ein­
nahmen. W ährend des Krieges sank diese Zahl plötz­
lich sehr stark  ab. Der Grund dafür ist darin zu 
suchen, daß durch die Besetzung großer Teile der 
Sowjetunion auch das ganze System, wie es hier an 
einem Modell dargestellt wurde, zusammenbrach. Die 
Sowjetunion w ar in der Zeit gezwungen, durch eine 
sich als Kopfsteuer auswirkende Kriegssteuer die

Realeinkommen drastisch zu senken bzw. entsprechend 
den kapitalistischen Staaten die Notenpresse in A n­
spruch zu nehmen. Das A nsteigen der Prozentziffern 
unm ittelbar nach dem Kriege zeigt aber deutlich das 
Bestreben, w ieder an alten bew ährten Formen an­
zuknüpfen. Besonders interessant sind hierbei die 
Jahre 1945 und 1946. In diesen beiden Jahren blieben 
die Gesamteinnahmen annähernd gleich, hingegen 
stiegen die vereinnahm ten Umsatzsteuerbeträge um 
nicht weniger als 16,3 Vo.

DIE ÜBRIGEN STEUERN 

Die oft geäußerte Ansicht, die sowjetische W irtschaft 
könne an Stelle indirekter Steuern auch mit Hilfe der 
Beschneidung der Lohneinkommen die Investitions­
quote bestimmen, ist falsch. Gewinne der eingangs 
festgestellten A rt müssen notwendigerweise en t­
stehen, und Lohnsteuern würden nur bedeuten, daß 
Zahlungen mit der einen Hand gegeben und mit der 
anderen genommen würden, ohne daß irgendein 
Erfolg zu verzeichnen wäre. Trotzdem aber gibt es in 
der Sowjetunion eine Einkommensteuer. Sie beträgt 
beispielsweise bei einem Lohnempfänger mit einer 
vierköpfigen Familie und einem monatlichen Ein­
kommen von 500—750 Rubel nur 5,2 Vo, und sie e r­
reicht in der Progression bis zu einem Einkommen 
von 1000 Rubel 8,2 “/o. Die darüber liegenden Ein­
kommen werden linear mit 13 Vo versteuert. Sdion 
die niedrigen Steuersätze und die langsam ansteigende 
Progression deuten auf die geringe Bedeutung dieser 
Steuer hin.
Allein in der Staffelung der Steuer nach Steuerklassen 
kann der Sinn verstanden werden, der ihr zukommt, 
und zwar eine Differenzierung der Realeinkommen 
nach sozialen Gesichtspunkten herbeizuführen. Da der 
Staat der einzige Lohnzahler ist, hätte diese Aufgabe 
auch durch direkte Differenzierung der Löhne nach 
der Kopfzahl der Familie des Einkommensbeziehers 
erreicht werden können. Wahrscheinlich ist die Diffe­
renzierung mit Hilfe einer Steuer aber zweckmäßiger. 
Einkommensteuern zahlen auch genossenschaftliche 
Organisationen und die landwirtschaftlichen Kollek­
tive. Die Unterscheidung zwischen Genossenschaften 
und Staatsbetrieben ist aber letztlich nur eine formale. 
Die Erzeugnisse beider Betriebsformen unterliegen 
gleichermaßen der Umsatzsteuer. N ur werden für die 
Erfassung des genossenschaftlichen Gewinns mit Hilfe 
der Einkommensteuer von sowjetischer Seite die 
gleichen Gründe genannt, wie sie bei der Behandlung 
der Gewinnabzweigung bereits angeführt wurden — 
die Möglichkeit der indirekten Einwirkung auf die 
Tätigkeit dieser Organisationen. Entsprechend dem 
individuellen Bedarf an Investitionen, Vergrößerung 
der Betriebsmittel usw. wird diese Steuer progressiv 
in Höhe von 23,5—90*/o des Bilanzgewinns erhoben. 
W ir gehen also nicht fehl in der Annahme, daß die 
Einkommensteuer der Genossenschaften der Gewinn­
abzweigung bei staatlichen Betrieben gleichzusetzen 
ist. In der Tat w erden diese seit 1938 auch nicht mehr 
gesondert veröffentlicht.
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Als letztes wäre nodi die Landwirtsdiaftsteuer zu 
nennen, die bis 1936 nodi von den Kollektivwirt- 
sdiaften erhoben wurde, heute aber nur nodi die Ein­
kommen der vereinzelt in  Privateigentum verbliebe­
nen Höfe erfaßt. Soldie gibt es nur nodi in Gegenden, 
die sidi bisher einer Kollektivierung zwangsläufig 
versdilossen, wie etwa in unzugänglidien Gebirgs­
gegenden.
Der Anteil der Einkommensteuer bewegte sidi in der 
Vor- wie audi in der Nadikriegszeit um 5 “/o der 
Gesamteinnahmen des Staatshaushalts. Nur während 
des Krieges stiegen die direkten Steuern vorüber­
gehend auf 15®/o. Sie w aren quantitativ gegenüber 
der Umsatzsteuer also nahezu bedeutungslos.

ANLEIHEN UND SPARPOLITIK 

Die Art der Erhebung oder Zeidinung von Anleihen 
in der Sowjetunion läßt den Übergang von der S teuer­
politik zur Anleihenpolitik als einen fließenden er­
sdieinen. Anleihen w erden hier in kleinster Stüdce- 
lung von der breiten Masse der Bevölkerung ge­
tragen und als Kopfsteuer oder Sondersteuer emp­
funden, da ein starker Zwang zur Zeidinung geltend 
gem adit wird. Durdi die laufende und bedeutende 
Entwertung des Rubels werden Tilgung und Zins­
zahlung weitgehend illusorisdi und einerseits vom 
Staat als nidit drüdcend empfunden, während anderer­
seits der Anleiheerwerber in der Zeidinung keine 
Anlage von Sparkapital erblidcen kann. Allgemein 
wird den Anleihen eine ähnlidie Aversion entgegen- 
gebradit wie einer Steuer.
Die Behandlung der Anleihen in diesem Rahmen ge­
sdiieht selbstverständlidi nur unter großen Bedenken. 
Der steuerähnlidie Charakter der Anleihen ist hur 
insofern gegeben, weil diese als Steuer empfunden 
werden, indem audi die Zinsen die Entwertung nidit 
wettmadien. Dieses Kennzeidien ist aber nur durch 
die gegenwärtige W irtschaftspolitik gegeben. Eine 
Änderung derselben, durdi die die Anleihen zu einer 
wirklidien Sparanlage w erden würden, müßte dieses 
Merkmal zum Versdiw inden bringen. Es kann aber 
mit großer W ahrsdieinlidikeit angenommen werden, 
daß in einem soldien Fall keine Anleihen mehr auf­
gelegt w erden würden.
Nodi problem atisdier wird die Aufführung der An­
leihen im Zusammenhang mit den Steuern, wenn man 
bedenkt, daß unter den gleidien Gesiditspunkten 
audi das Sparen an Sparkassen mit angeführt w erden 
müßte. Audi diese Summen bilden einen Einnahme­
posten des Staatshaushalts. A udi hier sind aus den 
erwähnten Gründen der Rubelentwertung Methoden 
des Zwanges notwendig, um die Spartätigkeit zu 
forcieren.
Der Zwedt sowohl der Anleiheerhebung wie audi des 
Sparens, der dem uns geläufigen Sinngehalt wider- 
spridit, ist trotzdem in einer Gesam tbetraditung erklär- 
lidi, und die Verwandtsdiaft mit der Umsatzsteuer 
dodi nidit so abwegig, vne es auf den ersten Blids 
erscheint.

Vergegenwärtigen wir uns erneut, daß mit Hilfe von 
Preispolitik und Umsatzsteuer, Konsum und Investi­
tion für eine Periode fixiert werden. Beide Instru­
mente sind jedodi weitgehend unelastisdi, und da 
audi die Sowjetunion nidit imstande ist, exakt bis 
ins einzelne vorauszuplanen, sind Fehler, die erst im 
Laufe der Periode in Ersdieinung treten, durdiaus 
möglidi. Bei plötzlidi auftretender erhöhter Nachfrage 
nad i Konsumgütern oder einer sidi ergebenden Not­
wendigkeit kurzfristig durdizuführender zusätzlicher 
Investitionen w ären Preisumstellungen zur Plan­
korrektur unter Umständen mit Störungen der ge­
samten W irtsdiaft verbunden. H ier können Anleihen 
und Forcieren der Spartätigkeit einsetzen, um Fehler 
im Plan auszugleidien oder zusätzlidie M ittel für Inve­
stitionen freizumadien, indem das Realeinkommen 
durdi eine Art erzwungenen Sparens durdigehend 
gesenkt wird, ohne daß weitgehende Planänderungen 
notwendig würden.

*
Die vorstehenden Ausführungen dürften zumindest 
gezeigt haben, daß für die Sowjetunion ein Vergleich 
mit Steuerarten verkehrswirtsdiaftlich organisierter 
Länder nidit gegeben ist. Zahlungen an den Staats­
haushalt, die in der sowjetisdien Terminologie als 
Steuern bezeichnet werden, wie die Umsatzsteuer, 
fließen aus der gleidien Quelle, dem Betriebsgewinn, 
wie die Gewinnabzweigung, die n id it als Steuer be- 
zeidinet wird. W as hätte es nun für einen Sinn, die 
eine als indirekte Steuer zu bezeidinen und die 
andere als Einkommensteuer, also direkte Steuer, 
wobei beide aus dem bilanzmäßig ausgewiesenen 
Gewinn gespeist werden. W enn die Gewinnabzwei­
gung audi nidit als Steuer figuriert, vielmehr als 
Überführung eines Teiles vom Gewinn an den Eigen­
tümer Staat, so ist sie bei den genossensdiaftlidi 
organisierten Betrieben wiederum eine Steuer, wobei 
die Untersdiiede dodi offensichtlidi nur formaler 
N atur sind. W eldi einen U ntersdüed madit es darüber 
hinaus, ob der Staat nun die Umsatzsteuersätze 
senkt und dafür höhere Beträge in Gestalt der 
Gewinnabzweigung einkassiert? Ob man die eine nun 
als indirekte und die andere als direkte Steuer be- 
zeidinet, unmittelbare Sdilüsse auf die Produktion, 
die Realeinkommen der Lohnempfänger u. a. m., 
können keinesfalls gezogen werden. Produktion und 
Realeinkommen werden hingegen ja  primär bereits 
in einem „Mengenplan" fixiert, und die Verteilung 
wird diesem erst folgend in einem „Finanzplan“ nadi- 
geordnet. Vor Sdilüssen, die sich allein an uns ge­
läufigen Bezeidinungen orientieren, kann nur gewarnt 
werden. Der Sinngehalt der sowjetischen Zahlungen 
an den Staat ersdiließt sidi erst voll, wenn eine 
Analyse der Überlegungen vorausgestellt wird, wie 
sie in diesem Aufsatz versudit worden ist. Die Be­
zeichnung „Steuer“ im sow jetisdien Finanzsystem 
wird erst dann in das rechte Lidit gerüdct, wenn sie 
anderen, parallel laufenden Zahlungen gegenüber­
gestellt wird.
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Sum m ary; T h e  S o v i e t  T a x  S y s t e m .  
T he d ifferences in  th e  m ean ing  of 
econom ic te rm ino logy  a re  exp la ined  
here  o u t of th e  fundam ental difference 
be tw een  econom ics of cen tra l p lann ing  
an d  econom ics of free trad e . In  a  cen ­
tra lly  p lan n ed  econom y, m oney  is 
m ere ly  a  m eans of d istrib u tio n  (con­
su m e r's  m oney). P rov ided  th a t the  
s ta te  p ro d u ces consum er goods only 
and  m ust n o t m ain ta in  functionnaires, 
no paym en ts to  th e  s ta te  a re  n ecessa ry  
so long as th e re  is th e  sam e sum  to ta l 
for w ag es an d  p rices. To th e  e x ten t 
in  w hich th e  s ta te  in v es ts  m oneys and 
m ain ta in s functionnaires , a  m argin  
m ust be ca lcu la ted  b e tw een  costs of 
p roduction  an d  sa les p rices; through  
th is  m argin , funds w ill a r ise  in  the  
in d u stria l estab lishm en ts which are  
c a lled  profits and  a re  to  be  tran sfe rred  
to  th e  cen tra l body. The S oviet Union 
k now s th re e  such p lan -ty p e  paym ents: 
tu rn o v e r tax , tran sfe r  of profits and 
in te re s t p aym en ts for cred its. A ll p ay ­
m en ts to be m ade to  th e  s ta te  a re  
d eriv ed  from  th e  sam e source, th e  so- 
ca lled  concern  profits, and  th ere fo re  
th e re  is  no po in t in  ca lling  th e  tu rn ­
o v e r ta x  an  in d irec t an d  th e  tran sfe r  
of profits a  d irec t form  of tax a tio n . 
This specific m ean ing  of tax es in  
econom ics of cen tra l p lan n in g  exp lains 
th e  p rio rity  of the  tu rn o v e r ta x  in  the  
S ov ie t ta x  system . T he incom e ta x  is 
on ly  of su b ord inate  im portance  for th e  
d iffe ren tia tio n  of rea l incom es insofar 
a s  th is  h as n o t a lread y  been  achieved 
th rough  th e  w ages. T he form  in  which 
loans o f s ta te  a re  ra ised  in  the  Soviet 
U nion, m ake it  difficult to sa y  w here  
ta x  po licy  ends an d  lo an  po licy  sta rts . 
The cu rre n t d ep rec ia tio n  o f cu rrency  
m akes redem ption  and  in te re s t p ay ­
m en ts illusory , and  th u s sav ing  in 
sav ings ban k s is also of a  tax -like  
character. Loans and  sav ings ac tiv ity  
a re  add itio n a l m eans for com pensating  
deficiencies in  th e  p lan s if and  w hen 
th ese  a re  recognised .

R ésum é: L e  s y s t è m e  f i s c a l
s o v i é t i q u e .  L 'au teu r an a ly se  la  
d ifférence  fondam enta le  qui ex is te  
en tre  l'économ ie des p ay s  to ta lita ire s  
e t  celle  des pays d ém ocratiques p ou r 
en  déduire  la  concep tion  d ifféren te  
d 'id ées  e t de  n o tions économ iques. 
D ans l'économ ie d 'o rd re  cen tra lis te  
l 'a rg e n t ne  rep ré sen te  q u 'u n  m oyen 
p o u r fac ilite r la  d is trib u tio n  (argen t 
de  consom m ateurs). P ourvu  (jue l 'é ta t  
n e  p rodu ise  que des b iens de  con ­
som m ation e t n 'a i t  p as à  p a y e r  
des fonctionnaires il n 'a u ra it  besoin  
d 'aucunes con tribu tions, ta n t que  
l 'id en tité  du  to ta l des sa la ires  e t  du 
to ta l des p rix  se ra  gardée . En m esure  
que l 'é ta t  fait des in v estissem en t de 
cap ita l e t em ploie des fo nctionnaires il 
do it fixer u n e  m arge en tre  le  coû t de 
rev ien t e t les p rix  de v en te . C e tte  
m arge ren d  possib le  une accum ulation  
d 'a rg e n t dans les en trep rise s  ind iv i­
duelles, e t sous la  d ésignation  de 
profit ce t a rg en t doit ob ligato irem ent 
ê tre  tran sfé ré  au  dép artem en t cen tra l. 
L'URRS. co n n a ît tro is  form es ty p iq u es 
de p a iem en t: la  tax e  sur le  chiffre 
d 'a ffa ires ; la  déduction  de profits; les 
paiem en ts d 'in té rê ts  pour em prunts e t 
créd its. Tous ces paiem ents a llan t à 
l 'é ta t  so n t donc pu isés dans la  m êm e 
source, c 'e s t à  d ire  dans le  profit 
d 'en trep rise . P ar conséquent il n 'y  a 
p as de sens de d és ig n er la  tax e  sur 
le  chiffre d 'a ffa ires  com m e co n tribu tion  
in d irec te , ou ce lle  su r le  profit com m e 
co n tribu tion  d irec te . C e tte  in te rp ré ta ­
tion  spécifique des finances dans 
l'économ ie cen tra lisée  exp lique  l'im ­
portan ce  de la  tax e  su r  le  chiffre 
d 'a ffa ires . D ans le  systèm e fiscal 
sov ié tiq u e  l'im pô t su r le rev en u  ne  
rem plit cjue la  tâche secon d a ire  de 
g rad u e r la  v a le u r  rée lle  des rev en u s 
en  ta n t que ceci n 'e s t pas ré so lu  p ar 
le s  ca tég o ries  de sa la ire . A  cause  du 
m ode de p ercep tio n  des im pôts e t 
d 'ém ission  d 'em p ru n ts  on n e  p eu t pas 
d é lim iter c la irem en t les deux dom aines 
de la  p o litique  fiscale e t de la  po liti­
que  des créd its. La déprécia tion  
m on éta ire  p ro g ressiv e  ren d  illuso ire  
l'am ortissem en t e t la paiem en t des 
in té rê ts , fa isan t ressem bler à  des con­
trib u tio n s fiscales m êm e les dépô ts aux 
ca isses d 'épa rgne. D ans l'URSS, les 
em prunts e t l'ép a rg n e  co n stitu en t des 
fonds supp lém en ta ires po u r l 'a ju s ta g e  
de p lan s se  m o n tra n t défectueux .

Resum en: E l  s i s t e m a  t r i b u - -
t a r i o  s o v i é t i c o .  De la  d iferenc ia  
fundam enta l e n tre  la  econom ía d irig ida  
cen tra lm en te  y  la  econom ía del líb re  
in tercam bio  se  dedu ce  e l sen tido  
d ife ren te  de las nociones económ icas. 
En la  econom ía d irig ida  cen tra lm en te , 
el d inero  re p re se n ta  ú n icam en te  un  
m edio de la  d istribución  (dinero de 
consum idores). Bajo la  condición  de 
que el Estado fab rica  so lam en te  b ienes 
de  consum o y  no tie n e  que su s ten ta r  
n ingunos funcionarios, no se  neces itan  
p a g a r n in g u n as con tribuciones al 
Estado, m ien tra s  du re  la  igualdad  
en tre  la  sum a de sa lario s y  la  de 
p rec ios. En la  m edida  que el Estado 
h ace  in v ersio n es y  su s ten ta  funcion­
arios, deb e  es tab lece rse  u n  m argen 
e n tre  lo s g as to s de  p roducción  y  los 
de v en ta , de  cu y a  d ife ren c ia  las 
em presas acum ulan  fondos <jue llam a­
m os gan an c ias y  que d eben  se r tra n s­
ferid as a  u n a  ag en c ia  cen tra l. La 
U nión Soviética conoce tre s  tipos de 
p lano  del pago: Im puesto  sob re  las  
ven tas , separac ió n  de  g an an c ia s  y  
pagos de in te ré s  p o r créd ito s. Todos 
es ta s  con tribuciones p ag ad e ras  al 
Estado p rov ien en  de e sa  m ism a fuente, 
e l llam ado beneficio de  la  em presa, por 
eso es absu rdo  calificar e l im puesto  
sob re  las v e n ta s  de  u n a  form a in ­
d irec ta  de l im puesto  y  la  separación  
de g an an c ias de  u n a  form a d irec ta  del 
im puesto . De e s ta  concepc ión  especi­
fica del im puesto  en  la  econom ía 
d irig ida  cen tra lm ente , se  exp lica la 
p rim acía  del im puesto  sob re  las ven tas 
en  e l sistem a económ ico sovié tico . El 
im puesto  sob re  la  re n ta  tien e  so la­
m en te  u n a  im portan c ia  secundaría  
p a ra  d ife ren c ia r la  re n ta  real, en 
cu an to  esto  no h a y a  conseguido ya  
m ed ian te  las escala  de sa larios. El 
m odo de  la  recaudación  y  la  subscrip ­
ción de em préstitos en  la  Unión 
Soviética fac ilitan  la  tran sic ió n  de la 
po lítica  fiscal a la  po lítica  de  em ­
préstito s . D ebido a  la  con tinua  de­
preciac ión  m on e ta ria  q u edan  ilu so rio s 
e l pago de in te ré s  y  la  am ortización , 
lo que tien e  por co n secuencia  que los 
aho rro s en  la s  ca ja s  de  ah o rro s adop tan  
u n  c a rác te r  tr ib u ta rio . E m préstito s y  
ah o rro s son  m edios ad ic io n a les para  
rem ed ia r las  fa ltas  que se  reconozcan  
m ás ta rd e .
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